
 

MLUR, Herr MR E. Geib (V 10)  Kiel, den 25. Januar 2007 

Bericht des MLUR zu Vertragsverletzungsverfahren durch die EU 
EU- Zwangsgeld und Pauschalbetrag bei nicht rechtzeitiger Umsetzung von EU-
Richtlinien 
Mitteilung der Kommission : Anwendung von Artikel 228 EG-Vertrag 
Commission Communication SEC(2005)1658 „Application of Article 228 of the  
EC Treaty“ 
 

Die EU-Kommission (KOM) als Hüterin der Verträge hat die Einhaltung des EU-Rechts 

durch die Mitgliedstaaten zu überwachen. Ist sie der Auffassung, dass ein Mitglieds-

staat seiner gemeinschaftsrechtlichen Verpflichtung nicht nachgekommen ist, hat sie 

den Mitgliedstaat anzuhalten, dem Gemeinschaftsrecht so rasch wie möglich zu ent-

sprechen.  

Vorverfahren  

Zu diesem Zweck nimmt die KOM zunächst informell mit dem Mitgliedstaat Kontakt auf 

und versucht, den Sachverhalt gütlich zu klären (Anhörung des Mitgliedstaates). 

 

Stufe 1 : Sog. erstes Vertragsverletzungsverfahren (aus Art. 226 EG-Vertrag) 

Wenn die Anhörung erfolglos war, beschließt die Kommission die förmliche Eröffnung 

des Vorverfahrens.  

Stufe 1.1 Mahnschreiben  

Die KOM teilt dem Mitgliedstaat in einem Mahnschreiben die Einleitung des Verfahrens 

mit. Sie schildert die Tatsachen, die nach ihrer Ansicht den Vertragsverstoß begründen, 

und nennt die verletzten Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts. Sie fordert den Mit-

gliedstaat auf, sich schriftlich innerhalb einer bestimmten Frist, in der Regel zwei Mona-

te, zu äußern.  

Stufe 1.2 Mit Gründen versehene Stellungnahme  

Falls der Mitgliedstaat nicht antwortet oder die KOM auch nach der Äußerung des Mit-

gliedstaates noch von einem Vertragsverstoß überzeugt ist, erläutert sie in einer mit 

Gründen versehenen Stellungnahme, weshalb ihrer Ansicht nach eine Vertragsverlet-

zung vorliegt. Sie fordert den Mitgliedstaat auf, innerhalb einer zweiten, letzten Frist, die 

wiederum in der Regel zwei Monate beträgt, den vertragswidrigen Zustand zu beenden 

und der KOM die dazu ergriffenen Maßnahmen mitzuteilen. 

Stufe 1.3 Klageerhebung und Feststellungsurteil des EuGH 

Kommt der Mitgliedstaat der Aufforderung der KOM innerhalb der Frist nicht nach, kann 

die KOM die Anrufung des EuGH beschließen. Das Klageverfahren wird durch Einrei-

chung einer Klageschrift beim EuGH eröffnet. 
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Der EuGH prüft und stellt in einem Feststellungsurteil fest, ob der Mitgliedstaat tatsäch-

lich gegen eine Verpflichtung aus dem Gemeinschaftsrecht verstoßen hat1.  

Verurteilt wird immer der Mitgliedstaat, vertreten durch seine Regierung, selbst wenn 

z.B. ein Bundesland eine Richtlinie nicht oder nicht vollständig umgesetzt und dadurch 

das Gemeinschaftsrecht verletzt hat. 

Das Urteil ist nicht vollstreckbar. Der Mitgliedstaat muss von sich aus den festgestellten 

Verstoß unverzüglich mit Wirkung für die Zukunft abstellen (Art. 228 Abs. 1 EG-

Vertrag). 

 

Stufe 2 Zweites Vertragsverletzungsverfahren nach Artikel 228 EG-Vertrag 

Das sog. „Zweitverfahren“ ähnelt dem ersten im Ablauf. 

Stufe 2.1 Mahnschreiben  

Ergreift der Mitgliedstaat nicht die Maßnahmen, die sich aus dem Urteil ergeben, wird 

die KOM ihn mahnen und Gelegenheit zur Äußerung geben. 

 

Stufe 2.2 Mit Gründen versehene Stellungnahme  

Bei anhaltender Vertragsverletzung setzt die KOM in einer begründeten Stellungnahme 

eine Frist von in der Regel zwei Monaten zur Befolgung des Urteils des EuGH (Art. 228 

Abs. 2 Unterabsatz 1, S. 1 EG-Vertrag). 

 

Stufe 2.3 Klageerhebung und Feststellungsurteil des EuGH 

Verstreicht auch diese Frist, ruft die KOM den EuGH an und beantragt die Festsetzung 

eines Pauschalbetrages und/oder eines Zwangsgeldes (Art. 228 Abs. 2 Unterabsatz 2, 

S. 1 und 2 EGV).  

Der EuGH ist an den Vorschlag der KOM nicht gebunden. Zwangsgeld und Pauschal-

betrag können nebeneinander für den gleichen Verstoß verhängt werden. 

 

                                            
1 Hinweis: Sofern die Rechtslage klar ist, kann nach Auffassung der Bundesregierung der Zeitraum zwi-

schen Klageerhebung und Verurteilung nicht mehr als ein Jahr betragen. 
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Praxis der Verfahren  

Die KOM als Hüterin der Verträge hat auf der Grundlage der Rechtsprechung des 

EuGH (Urteil vom 12.7.2005 Rs C-304/02 KOM gegen F) entschieden, ihre bisherige 

Praxis zu ändern, um die Mitgliedstaaten zur schnellstmöglichen Herstellung eines 

rechtmäßigen Zustands anzuhalten. Bisher hatte die KOM nur die Verhängung eines 

Zwangsgeldes beantragt („Beugemittel wie LVwG“); dies wurde fällig für jeden Tag der 

Nichtbefolgung ab der zweiten Verurteilung d.h. der Mitgliedstaat konnte die Nichtbe-

folgung des ersten Urteils aus Art. 226 EGV bis zum Zeitpunkt der Verurteilung im 

Zweitverfahren aus Art. 228 EGV sanktionslos fortsetzen. 

 

Nachdem der EuGH mit seinem o.a. Urteil festgestellt hat, dass beide finanzielle Sank-

tionen für den gleichen Verstoß verhängt werden können, hat die KOM angekündigt2, 

dass sie zukünftig stets zweistufig vorgehen wird und folgende Sanktionen vorschlagen 

wird und zwar: 

•  einerseits als Instrument zur Herbeiführung einer rechtmäßigen Situation weiterhin 

das Zwangsgeld nutzen will jedoch mit erhöhten Tagessätzen3 und 

•  andererseits als Instrument zur Ahndung des bis dahin bereits eingetretenen Ver-

tragsverstoßes zusätzlich die Festsetzung eines einmaligen Pauschalbetrages 

(„Bußgeld“, berechnet aus der Wirtschaftskraft). 

•  Zudem wird die KOM  (anders als bisher !) die Klage nach Art 228 EG-V nicht mehr 

allein deshalb zurückziehen, weil ein Mitgliedstaat nach der Anrufung des Gerichts-

hofs und vor Ergehen des Urteils nach Art 228 EG-V den Verstoß abstellt. Damit wird 

die Verhängung eines Zwangsgeldes gegenstandslos, nicht aber ein Pauschalgeld 

zur Ahndung der Dauer des Verstoßes4. 

Dieses Verfahren erhöht den Zeitdruck bei der Umsetzung des EG-Rechts beträcht-

lich, denn im Ergebnis stehen rund zwei Jahre weniger Zeit zur Abstellung eines Ver-

tragsverstoßes zur Verfügung als bisher, bevor es zu finanziellen Sanktionen kom-

men kann. 

 

                                            
2 Mitteilung Kom vom 13. Dezember 2005 SEC(2005)1658 
3 Anhebung von bisher maximal 792.000 € auf jetzt 914.000 € pro Tag der Säumnis zwischen der zweiten 

Verurteilung und der Befolgung des Urteils  
4 Abschnitt II Zif. 11 der o.a. Mitteilung der Kom 
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Höhe des Zwangsgeldes 

Das Zwangsgeld wird gerechnet ab dem Tag, an dem das zweite Urteil des EuGH 

(nach Art 228 EG-V) dem Mitgliedstaat zugestellt wird. 

Der Tagessatz wird wie folgt berechnet : 

•  Multiplikation eines einheitlichen Grundbetrags mit einem Schwerekoeffizienten 

und einem Dauerkoeffizienten; 

•  Multiplikation des Ergebnisses mit einem festen Länderfaktor (Faktor n5), der 

sowohl die Zahlungsfähigkeit als auch die Stimmenzahl des Mitgliedstaats im Rat 

berücksichtigt6. 

 

Höhe des Pauschalbetrages  

Bei der Festsetzung des Pauschalbetrags sollen zwei Methoden zur Anwendung kom-

men : 

•  ein fester Mindestpauschalbetrag (der für Deutschland auf 12,7 Mio € festge-

setzt wurde, für DK z.B. 1,85 Mio €) und  

•  einem Berechnungsmodus, bei dem ein Tagessatz mit der Anzahl der Tage, an 

denen die Zuwiderhandlung nicht abgestellt ist, multipliziert wurde. Diese Be-

rechnung erfolgt, wenn sich aus ihr ein höherer Betrag als der Mindestpauschal-

betrag ergibt7. 

 

                                            
5 Für Deutschland n=25,4; für DK z.B. nur 3,7, Abschnitt III Zif. 18.1 der Mitteilung der Kom 
6 Abschnitt III der o.a. Mitteilung der Kom 
7 Abschnitt III Zif. 19 f der o.a. Mitteilung der Kom 
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Anhang 

Beispiele  

Nach Mitteilung der KOM vom Dezember 2006 wurden beim EuGH folgende Strafzah-

lungen beantragt : 

•  gegen Italien wegen Verstößen gegen die Abfallrahmenrichtlinie durch illegale De-

ponien für gefährliche Abfälle: 

Rodana: Pauschalbetrag 19 Mio. Euro und Zwangsgeld 192.844 Euro/Tag 

Manfredonia: Pauschalbetrag 9,92 Mio. Euro und Zwangsgeld 85.708 Euro/ Tag 

•  gegen Frankreich wegen der mangelnden Umsetzung der Richtlinie über die ab-

sichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt: 

Pauschalbetrag 38 Mio. Euro und Zwangsgeld 366.744 Euro/ Tag 

 

Vertragsverletzungsverfahren 

Die Kommission hat am 12. Dezember 2006 über die Einleitung einiger Vertragsverlet-

zungsverfahren informiert und zwar u.a. : 

1.  Vertragsverletzungsverfahren erste Stufe Art. 226 EG-V 

1.1 gegen Deutschland, Österreich, Belgien, Frankreich, Luxemburg, Niederlande 

und Portugal wegen der fehlerhaften Umsetzung der Richtlinie 1999/31/EG des 

Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien (erste schriftliche Mahnung). 

 Die Überprüfung der Umsetzung der Deponierichtlinie hat ergeben, dass in diesen 

sieben MS eine Reihe von Anforderungen der Richtlinie nicht vollständig in das 

nationale Recht umgesetzt worden sind (u.a. Begriffsbestimmungen, Anwen-

dungsbereich, Deponieklassen, Anforderungen an vorhandene Abfalldeponien 

etc.) 

Die Kommission rechnet im Zuge der Prüfung der nationalen Umsetzungsvor-

schriften mit weiteren Vertragsverletzungsverfahren gegen andere MS. 

1.2 gegen Deutschland wegen der unvollständigen Übersendung der Fort-

schrittsberichte über die Begrenzung/ Reduzierung der Treibhausgasemis-

sionen (erste schriftliche Mahnung). Die Berichte waren nach der Entscheidung 

280/2004/EG über einen Überwachungsmechanismus für Treibhausgasemissio-

nen und zur Umsetzung des Kyoto-Protokolls bereits am 15. Januar 2006 vorzule-

gen.  

 Gleichfalls haben Frankreich, Polen und Slowenien eine erste schriftliche Mah-

nung erhalten. Estland, Luxemburg und Spanien wurde bereits eine letzte schriftli-

che Mahnung übermittelt. 
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 Österreich, Dänemark Ungarn und Italien haben ferner letzte schriftliche Mahnun-

gen wegen der fehlenden Übermittlung der Nationalen Allokationspläne für die 

zweite Handelsperiode (2008-2012) nach der Emissionshandelsrichtlinie erhalten. 

1.3 gegen Österreich wegen der fehlerhaften Umsetzung der Jagdbestimmungen der 

Vogelschutzrichtlinie (fehlerhafte Umsetzung der Vogelschutz-RL in Niederöster-

reich (erste schriftliche Mahnung) 

1.4 gegen Spanien wegen der fehlerhaften Umsetzung der Richtlinie 98/83/EG über 

die Qualität von Wasser für den menschlichen Gebrauch  

(erste schriftliche Mahnung) 

1.5 gegen Polen wegen der fehlerhaften Umsetzung der FFH-Richtlinie und der Vo-

gelschutzrichtlinie  

 - Realisierung von 8 Straßenbauprojekten in Nordost-Polen, die (potentielle)  

   FFH- und Vogelschutzgebiete beeinträchtigen (erste schriftliche Mahnung)  

 - Meldung der Natura-2000-Flächen (letzte schriftliche Mahnung). 

1.6 gegen Griechenland wegen der fehlerhaften Umsetzung der Richtlinie 1999/32/EG 

über eine Verringerung des Schwefelgehalts bestimmter flüssiger Kraft- oder 

Brennstoffe (letzte schriftliche Mahnung); 

1.7 gegen Griechenland wegen Verstößen gegen die Richtlinie 91/271/EWG über die 

Behandlung von kommunalem Abwasser (letzte schriftliche Mahnung); 

1.8 gegen Spanien wegen der mangelnden Umsetzung der IVU-Richtlinie  

Anrufung des EuGH 

1.9 gegen Finnland, Schweden und Portugal wegen der fehlerhaften Umsetzung der 

Richtlinie 91/271/EWG über die Behandlung von kommunalem Abwasser Anru-

fung des EuGH 

2. Vertragsverletzungsverfahren zweite Stufe Art. 228 EG-V  

(Anrufung des EuGH zur Verhängung eines Pauschalbetrages und eines 

Zwangsgeldes) (Deutschland nicht berührt) 

2.1 Vertragsverletzungsverfahren wegen der fehlerhaften Umsetzung der Jagdbe-

stimmungen der Vogelschutzrichtlinie  

 - Spanien: Verfahren nach Art. 228 EG-V, weil es dem EuGH-Urteil (Rs. C-79/03) 

nicht nachgekommen ist (erste schriftliche Mahnung)  

  Italien: Anrufung des EuGH wegen Verstößen gegen die Vogelschutz-RL in Ligu-

rien;  

2.2 gegen Griechenland, da es einem Urteil des EuGH (Rs. C-163/03) aus dem Jahre 

2005 betreffend die Verschmutzung des Grundwassers durch gefährliche Stoffe in 
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der Region Thriassio Pedio nicht vollständig nachgekommen ist (erste schriftliche 

Mahnung) 

2.3 gegen Spanien, da es folgenden Entscheidungen nicht nachgekommen ist 

o EuGH-Urteil (Rs. C-332/04) zur Umsetzung der UVP-Richtlinie  
(erste schriftliche Mahnung) 

o EuGH-Urteil (Rs. C-416/02) zur Umsetzung der Richtlinien 91/676/EWG zum 
Schutz der Gewässer vor Verunreinigung durch Nitrat aus landwirtschaftlichen 
Quellen und 91/271/EWG über die Behandlung von kommunalem Abwasser 
(erste schriftliche Mahnung);  

o EuGH-Urteil (Rs. C-26/04) zur Umsetzung der Richtlinie 79/923/EWG über die 
Qualitätsforderungen an Muschelgewässer (erste schriftliche Mahnung);  

o EuGH-Urteil (Rs. C-214/96) zur Umsetzung der Richtlinie 76/464/EWG betref-
fend die Verschmutzung infolge der Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe 
in Gewässer (letzte schriftliche Mahnung). 

2.4 Italien wegen Verstößen gegen die Abfallrahmenrichtlinie durch illegale Deponien 

für gefährliche Abfälle in Manfredonia und Rodano  

Die Kommission beantragt beim EuGH folgende Strafzahlungen: 

Rodana: Pauschalbetrag 19 Mio. Euro und Zwangsgeld 192.844 Euro/Tag 

Manfredonia: Pauschalbetrag 9,92 Mio. Euro und Zwangsgeld 85.708 Euro/ Tag 

2.5 Frankreich wegen der mangelnden Umsetzung der Richtlinie 2001/18/EG über die 

absichtliche Freisetzung genetisch veränderter Organismen in die Umwelt  

Die Kommission beantragt beim EuGH : 

Pauschalbetrag 38 Mio. Euro und Zwangsgeld 366.744 Euro/ Tag. 

 

Das Vertragsverletzungsverfahren in Zahlen 

Die Gesamtzahl der von der Kommission eingeleiteten Vertragsverletzungsverfahren 

betrug 2653 in 2005.8 Die meisten offenen Fälle der Kommission sind im Bereich Um-

weltschutz zu verzeichnen, rund ein Viertel aller Verfahren. Beim EuGH wurden allein 

im Jahr 2005 insgesamt 170 neue Vertragsverletzungsverfahren anhängig, davon 13 

gegen Deutschland. Der EuGH fällte 2005 131 Urteile zugunsten der Kommission oder 

eines klagenden Mitgliedstaates, davon 12 gegen Deutschland.9 Bislang gab es drei 

Verurteilungen gemäß Art. 228 EGV zu Zwangsgeld und Pauschalbeträgen. 

 

 

                                            
8 Zahlen aus dem 23. Jahresbericht der Kommission über die Kontrolle der Anwendung des Gemein-

schaftsrechts, KOM (2006), 416. 
9 Zahlen aus dem Jahresbericht des EuGH: 

(http://www.curia.europa.eu/de/instit/presentationfr/rapport/stat/st05cr.pdf). 
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Urteile in Vertragsverletzungsverfahren in 2005 
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Neu anhängig gewordene Klagen 
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Auszug EG-Vertrag : 
Artikel 226 (ex Artikel 169) 

Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung 
aus diesem Vertrag verstoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellung-
nahme hierzu ab; sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung zu geben. 
 
Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetz-
ten Frist nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof anrufen. 
 
 

Artikel 227 (ex Artikel 170) 
Jeder Mitgliedstaat kann den Gerichtshof anrufen, wenn er der Auffassung ist, dass 
ein anderer Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus diesem Vertrag verstoßen 
hat. 
 
Bevor ein Mitgliedstaat wegen einer angeblichen Verletzung der Verpflichtungen aus 
diesem Vertrag gegen einen anderen Staat Klage erhebt, muss er die Kommission 
damit befassen. 
 
Die Kommission erlässt eine mit Gründen versehene Stellungnahme; sie gibt den 
beteiligten Staaten zuvor Gelegenheit zu schriftlicher und mündlicher Äußerung in 
einem kontradiktorischen Verfahren. 
 
Gibt die Kommission binnen drei Monaten nach dem Zeitpunkt, in dem ein entspre-
chender Antrag gestellt wurde, keine Stellungnahme ab, so kann ungeachtet des 
Fehlens der Stellungnahme vor dem Gerichtshof geklagt werden. 
 
 

Artikel 228 (ex Artikel 171) 
(1). Stellt der Gerichtshof fest, dass ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus 
diesem Vertrag verstoßen hat, so hat dieser Staat die Maßnahmen zu ergreifen, die 
sich aus dem Urteil des Gerichtshofes ergeben. 
 
(2). Hat nach Auffassung der Kommission der betreffende Mitgliedstaat diese Maß-
nahmen nicht ergriffen, so gibt sie, nachdem sie ihm Gelegenheit zur Äußerung ge-
geben hat, eine mit Gründen versehene Stellungnahme ab, in der sie aufführt, in 
welchen Punkten der betreffende Mitgliedstaat dem Urteil des Gerichtshofes nicht 
nachgekommen ist. 
 
Hat der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen, die sich aus dem Urteil des Ge-
richtshofes ergeben, nicht innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist getrof-
fen, so kann die Kommission den Gerichtshof anrufen. Hierbei benennt sie die Höhe 
des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrags oder 
Zwangsgelds, die sie den Umständen nach für angemessen hält. 
 
Stellt der Gerichtshof fest, dass der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht nach-
gekommen ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder Zwangsgelds ver-
hängen. 
 
Dieses Verfahren lässt den Artikel 227 unberührt. 












































